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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Dezember 1966 

11/3 — 80604 — 6309/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Internationale Arbeitskonferenz hat auf ihrer 49. Tagung 
vom 2. bis 23. Juni 1965 in Genf 

1. das Übereinkommen 123 über das Mindestalter für die 
Zulassung zu Untertagearbeiten in Bergwerken 

2. das Übereinkommen 124 über die ärztliche Unter- 
suchung Jugendlicher im Hinblick auf ihre Eignung zur 
Beschäftigung bei Untertagearbeiten in Bergwerken 

3. die Empfehlung 123 betreffend die Beschäftigung von 
Frauen mit Familienpflichten 

4. die Empfehlung 124 betreffend das Mindestalter für die 
Zulassung z.u Untertagearbeiten in Bergwerken 

5. die Empfehlung 125 betreffend die Beschäftigungsbedin- 
gungen Jugendlicher bei Untertagearbeiten in Berg- 
werken 

angenommen. 

Die Bundesregierung ist nach Artikel 19 Nr. 5 bis 7 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation (BGBl. II 1957, 
S. 317) verpflichtet, spätestens innerhalb einer Frist von 18 Mo- 
naten nach Abschluß der 49. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz die genannten Übereinkommen und Empfeh- 
lungen dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat vorzu- 
legen. 

Anbei übersende ich daher den von der Übersetzungskonferenz 
beschlossenen deutschen Wortlaut der Übereinkommen 123 
und 124 und der Empfehlungen 123, 124 und 125 und die Stel- 
lungnahme der Bundesregierung hierzu. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 123 


Übereinkommen über das Mindestalter für die Zulassung zu 
Untertagearbeiten in Bergwerken 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
2. Juni 1965 zu ihrer neunundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend das Mindestalter für die Zulassung 
zu Untertagearbeiten in Bergwerken, eine Frage, 
die zum vierten Gegenstand ihrer Tagesordnung 
gehört, 

hat zur Kenntnis genommen, daß das Überein- 
kommen über Untertagearbeiten (Frauen), 1935, die 
Beschäftigung von Personen weiblichen Geschlechts, 
gleichviel welchen Alters, bei Untertagearbeiten in 
Bergwerken grundsätzlich verbietet, 

hat zur Kenntnis genommen, daß das Abgeänderte 
Übereinkommen über das Mindestalter (Gewerbe), 
1937, das für Bergwerke gilt, vorsieht, daß Kinder 
unter fünfzehn Jahren in öffentlichen oder privaten 
gewerblichen Betrieben oder ihren Nebenbetrieben 
weder beschäftigt werden noch arbeiten dürfen. 

hat zur Kenntnis genommen, daß in diesem Über- 
einkommen ferner festgelegt wird, daß für Arbeiten, 
die wegen ihrer Beschaffenheit oder der Verhält- 
nisse, unter denen sie ausgeführt werden, für Leben, 
Gesundheit oder Sittlichkeit der dabei beschäftigten 
Personen gefährlich sind, die innerstaatliche Ge- 
setzgebung entweder eine höhere Altersgrenze oder 
höhere Altersgrenzen als fünfzehn Jahre für die 
Zulassung von jungen Leuten und Jugendlichen zu 
diesen Arbeiten festzusetzen oder eine geeignete 
Behörde hierzu zu ermächtigen hat, 

ist der Ansicht, daß in Anbetracht der Natur der 
Untertagearbeit in Bergwerken internationale Nor- 
men wünschenswert sind, die für die Zulassung zu 
solchen Arbeiten ein höheres Alter als fünfzehn 
Jahre festsetzen, und 

hat dabei bestimmt, daß diese Normen die Form 
eines internationalen Übereinkommens erhalten sol- 
len. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 1965, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über das Mindestalter (Untertagearbeiten), 
1965, bezeichnet wird. 


Artikel 1 

1. Als „Bergwerk" im Sinne dieses Übereinkom- 
mens gilt jeder öffentliche oder private Betrieb, der 
die Gewinnung von Bodenschätzen bezweckt und 
dabei Personen unter Tage beschäftigt. 

2. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens 
über die Beschäftigung oder Arbeit unter Tage in 
Bergwerken schließen die Beschäftigung oder Arbeit 
unter Tage in Steinbrüchen ein. 

Artikel 2 

1. Personen unter einem festgesetzten Mindest- 
alter dürfen in Bergwerken unter Tage weder be- 
schäftigt werden noch arbeiten. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, hat in einer seiner Ratifikationsurkunde 
beigefügten Erklärung dieses Mindestalter anzuge- 
ben. 

3. Das Mindestalter darf auf keinen Fall unter 
sechzehn Jahren liegen. 

Artikel 3 

Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifi- 
ziert hat, kann dem Generaldirektor des Internatio- 
nalen Arbeitsamtes durch eine spätere Erklärung 
mitteilen, daß es ein höheres Mindestalter festge- 
setzt hat als dasjenige, das es bei der Ratifikation 
angegeben hat. 

Artikel 4 

1. Von der zuständigen Stelle sind alle erforder- 
lichen Maßnahmen, einschließlich geeigneter 
Zwangsmaßnahmen, zu treffen, um die wirksame 
Durchführung dieses Übereinkommens zu sichern. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, verpflichtet sich, zur Überwachung der 
Durchführung des Übereinkommens einen geeigne- 
ten Aufsichtsdienst zu unterhalten oder sich zu ver- 
gewissern, daß eine angemessene Aufsicht ausgeübt 
wird. 

3. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat die Per- 
sonen zu bezeichnen, die für die Durchführung die- 
ses Übereinkommens verantwortlich sind. 
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4. Der Arbeitgeber hat Aufzeichnungen zu füh- 
ren, die den Aufsichtsbeamten zur Verfügung stehen 
und die für jede unter Tage beschäftigte oder arbei- 
tende Person, die das festgesetzte Mindestalter um 
weniger als zwei Jahre überschritten hat, folgendes 
enthalten: 

a) das Geburtsdatum, soweit möglich ordnungsge- 
mäß bescheinigt; 

b) das Datum, an dem die betreffende Person zum 
erstenmal in dem Betrieb unter Tage beschäftigt 
wurde oder gearbeitet hat. 

5. Der Arbeitgeber hat den Vertretern der Ar- 
beitnehmer auf deren Ersuchen Verzeichnisse der 
Personen zur Verfügung zu stellen, die unter Tage 
beschäftigt werden oder arbeiten und das festge- 
setzte Mindestalter um weniger als zwei Jahre über- 
schritten haben; diese Verzeichnisse haben die Ge- 
burtsdaten der betreffenden Personen sowie die 
Daten zu enthalten, an denen sie zum erstenmal in 
dem Betrieb unter Tage beschäftigt wurden oder 
gearbeitet haben. 

Artikel 5 

Das nach Artikel 2 und 3 dieses Übereinkommens 
anzugebende Mindestalter ist nach Anhörung der 
maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände festzusetzen. 


Artikel 6 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 7 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 8 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Intrenationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein, 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 


lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Überein- 
kommen jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündi- 
gen. 

Artikel 9 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam ma- 
chen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 10 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 11 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu erstatten und 
zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 12 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 8, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die 


3 



Drucksache V/1253 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 13 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zum Übereinkommen 123 


Das Übereinkommen 123 regelt das Mindestalter 
für die Zulassung zur Beschäftigung unter Tage in 
Bergwerken. Durch die Festsetzung eines Mindest- 
alters soll sichergestellt werden, daß nur Jugend- 
liche, die in körperlicher und geistiger Hinsicht ge- 
nügend entwickelt und den Erfordernissen der Berg- 
werkstätigkeit unter Tage gewachsen sind, beschäf- 
tigt werden. 

Das Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 
(BGBl. I S. 665) in der Fassung des Gesetzes vom 
19. Juli 1966 (BGBl. I S. 455) enthält keine Bestim- 
mung über ein Mindestbcschäftigungsalter in Berg- 
werken unter Tage. Ein einheitliches Bundesberg- 
recht gibt es noch nicht. Der Bund besitzt zwar nach 
Artikel 74 Nr. 11 des Grundgesetzes die konkurrie- 
rende Zuständigkeit zum Erlaß von Gesetzen auf 
dem Gebiet des Bergrechts, hat davon jedoch noch 
keinen Gebrauch gemacht. In allen Bundesländern 
gelten im allgemeinen die Grundsätze des Allge- 
meinen Berggesetzes für die Preußischen Staaten 
vom 24. Juni 1865 weiter, da das bayerische Berg- 
gesetz vom 13. August 1910 auf dem Allgemeinen 
Berggesetz fußt und auch die in geringfügigem Um- 
fang weitergeltenden Landesberggesetze dem All- 
gemeinen Berggesetz und zum Teil auch dem baye- 
rischen Berggesetz nachgebildet sind. Für den sach- 
lichen Geltungsbereich des Ulmreinkommens jedoch 
weisen die bergrechtlichen Vorschriften der Län- 
der eine unterschiedliche Regelung auf. 

Der vom Übereinkommen behandelte Gegenstand 
ist gegenwärtig im innerstaatlichen Recht wie folgt 
geregelt: 

Artikel 1 des Übereinkommens stellt den Begriff 
„Bergwerk" klar und grenzt den Geltungsbereich 
des Übereinkommens ab. Die Internationale Arbeits- 
konferenz hatte auf ihrer 35. Tagung im Jahre 1952 
eine Entschließung über die Beschäftigung Jugend- 
licher in Kohlenbergwerken angenommen. Da auch 
in den nicht kohlefördernden Bergwerken Jugend- 
liche beschäftigt werden, wurde der Geltungsbereich 
der von der 49. Internationalen Arbeitskonferenz 
verabschiedeten Übereinkommen und Empfehlungen 
über Fragen des Bergbaus auf den Bereich des ge- 
samten Bergbaus im weiteren Sinne ausgedehnt. 
Der Geltungsbereich umfaßt daher nicht nur die 
Untertagetätigkeit Jugendlicher in Bergwerken aller 
Art, sondern auch ihre Beschäftigung in Steinbrü- 
chen unter Tage. 

In den bergrechtlichen Bestimmungen der Bundes- 
länder wird der Begriff „Bergwerk" nicht in ein- 
heitlichem Sinne verwendet. Der Geltungsbereich 
der bergrechtlichen Vorschriften der Länder ent- 
spricht jedoch im großen und ganzen dem des Über- 
einkommens, Der Bergbau unterliegt nach §§ 196 
und 196 a des Allgemeinen Berggesetzes sowie dem 


inhaltlich gleichen Artikel 253 des bayerischen 
Berggesetzes der allgemeinen Aufsicht der Berg- 
behörden; diese Aufsicht erstreckt sich insbesondere 
auch auf die Sicherung der Gesundheit der Arbeit- 
nehmer. Auch die unterirdische Gewinnung sonstiger 
Mineralien einschließlich der Steinbrüche unter Tage 
sind nach Artikel 253 Abs. 2 des bayerischen Berg- 
gesetzes und des entsprechenden preußischen Ge- 
setzes über die Beaufsichtigung von unterirdischen 
Mineralgewinnungsbetrieben und Tiefbohrungen 
vom 18. Dezember 1933 bis auf geringfügige ge- 
bietsmäßige Ausnahmen der allgemeinen Bergauf- 
sicht unterworfen. 

Artikel 2 des Übereinkommens behandelt das Min- 
destalter für die Beschäftigung in Bergwerken unter 
Tage; es darf nicht unter 16 Jahren liegen. 

In der Bundesrepublik gibt es keine einheitliche 
Regelung für das Mindestbeschäftigungsalter in 
Bergwerken unter Tage. So ist z. B. nach § 27 Abs. 1 
der Bergverordnung für die Steinkohlenbergwerke 
im Verwaltungsbezirk des Oberbergamtes in Dort- 
mund vom 18. Dezember 1964 die Beschäftigung 
Jugendlicher unter 16 Jahren unter Tage nicht ge- 
stattet. Dagegen dürfen nach § 286 Abs. 1 der All- 
gemeinen Bergpolizei-Verordnung für den Ober- 
bergamtsbezirk Clausthal-Zellerfeld vom 8. Januar 
1945 Jugendliche unter 16 Jahren zur Ausbildung 
unter Tage beschäftigt werden, doch nur an solchen 
Stellen und mit solchen Arbeiten, die in einem berg- 
behördlich genehmigten Ausbildungsplan festgelegt 
sind. 

Artikel 4 des Übereinkommens behandelt die Maß- 
nahmen, die in den Mitgliedstaaten zur Durchfüh- 
rung des Übereinkommens zu treffen sind. 

Den Vorschriften des Artikels 4 Absätze 1 bis 4 
des Übereinkommens wird, soweit es um die Füh- 
rung von Verzeichnissen über das Geburtsdatum 
und die Art der Beschäftigung durch den Arbeit- 
geber geht, im wesentlichen durch die §§ 47, 55, 56 
und 59 des Jugendarbeitsschutzgesetzes und im übri- 
gem durch die bergrechtlichen Bestimmungen der 
Länder Rechnung getragen, so durch die §§ 93, 93 e, 
187, 188, 196, 196 a und 202 des Allgemeinen Berg- 
gesetzes vom 24. Juni 1865 und die Artikel 137, 247, 
253 und 256 des bayerischen Berggesetzes vom 
13. August 1910. Die allgemeine Aufsicht der Berg- 
behörden erstreckt sich insbesondere auch auf die 
Sicherung der Gesundheit der Arbeitnehmer. 

Artikel 4 Abs. 5 wird durch § 58 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes insoweit genügt, als der Betriebs- 
oder Personalvertretung auf Verlangen Einsicht in 
die nach §§ 55 und 56 zu führenden Verzeichnisse 
zu gewähren ist. Im übrigen fehlen für die Durch- 
führung spezielle gesetzliche Vorschriften. Gegen 
die Beachtung der Vorschriften des Übereinkom- 
mens dürften jedoch keine Bedenken bestehen. 
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Artikel 5 des Übereinkommens schreibt die Anhö- 
rung der maßgeblichen beteiligten Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände vor Festsetzung des Min- 
destbeschaftigungsalters vor. 

Diese Vorschrift wird im Bundesgebiet bereits be- 
folgt. Bei einer Änderung des gesetzlichen Mindest- 
alters für die Zulassung der Beschäftigung Jugend- 
licher im Bergbau unter Tage würde die bestehende 
Übung gesetzlich verankert werden. 

Die Artikel 3 und 6 bis 13 sind formeller Art. 


Das Übereinkommen kann in absehbarer Zeit noch 
nicht ratifiziert werden, weil nicht in allen Bundes- 
ländern die untere Altersgrenze für die Beschäfti- 
gung Jugendlicher in Bergwerken unter Tage bei 
dem vollendeten 16. Lebensjahr, sondern zum Teil 
darunter liegt. Da der Bund von seiner Zuständig- 
keit bisher keinen Gebrauch gemacht hat, kann das 
Übereinkommen 123 erst ratifiziert werden, wenn 
das Mindestalter für die Beschäftigung Jugendlicher 
im Bergbau unter Tage in allen Bundesländern ein- 
heitlich auf 16 Jahre festgesetzt sein wird. Es ist 
beabsichtigt, diese Mindestaltersgrenze einzuführen. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 124 


Übereinkommen über die ärztliche Untersuchung Jugendlicher 
im Hinblick auf ihre Eignung zur Beschäftigung bei Untertage- 
arbeiten in Bergwerken 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
2. Juni 1965 zu ihrer neunundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die ärztliche Untersuchung Jugend- 
licher im Hinblick auf ihre Eignung zur Beschäfti- 
gung bei Untertagearbeiten in Bergwerken, eine 
Frage, die zum vierten Gegenstand ihrer Tages- 
ordnung gehört; 

hat zur Kenntnis genommen, daß das Übereinkom- 
men über die ärztliche Untersuchung Jugendlicher 
(Gewerbe), 1946, das für Bergwerke gilt, vorsieht, 
daß Kinder und Jugendliche unter achtzehn Jahren 
zur Arbeit in einem gewerblichen Betrieb nicht zu- 
gelassen werden dürfen, ohne nach gründlicher 
ärztlicher Untersuchung für die Arbeit, bei der sie 
beschäftigt werden sollen, geeignet befunden wor- 
den zu sein, daß die Beschäftigung eines Kindes 
oder Jugendlichen unter achtzehn Jahren nur unter 
der Bedingung fortgesetzt werden darf, daß die 
ärztliche Untersuchung wenigstens einmal im Jahr 
wiederholt wird, und daß die innerstaatliche Ge- 
setzgebung Bestimmungen über zusätzliche ärztliche 
Untersuchungen zu enthalten hat; 

hat zur Kenntnis genommen, daß das Übereinkom- 
men ferner bestimmt, daß für Arbeiten mit hohen 
Gefahren für die Gesundheit die ärztliche Unter- 
suchung über die Arbeitseignung und ihre regel- 
mäßige Wiederholung mindestens bis zum einund- 
zwanzigsten Lebensjahr vorzuschreiben sind und 
daß die innerstaatliche Gesetzgebung die Arbeiten 
oder Gruppen von Arbeiten, für die diese Ver- 
pflichtung besteht, entweder selbst zu bezeichnen 
oder eine geeignete Behörde hierzu zu ermächtigen 
hat; 

ist der Ansicht, daß in Anbetracht der Gefahren 
für die Gesundheit, die mit den Untertagearbeiten 
in Bergwerken verbunden sind, internationale Nor- 
men wünschenswert sind, die eine ärztliche Unter- 
suchung im Hinblick auf die Eignung zur Beschäfti- 
gung unter Tage in Bergwerken und ihre regel- 
mäßige Wiederholung bis zum einundzwanzigsten 
Lebensjahr fordern und die Art dieser Untersuchun- 
gen genau angeben, und 


hat dabei bestimmt, daß diese Normen die Form 
eines internationalen Übereinkommens erhalten 
sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 23. Juni 1965, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die ärztliche Untersuchung Jugendlicher 
(Untertagearbeiten), 1965, bezeichnet wird. 


Artikel 1 

1. Als „Bergwerk“ im Sinne dieses Übereinkom- 
mens gilt jeder öffentliche oder private Betrieb, der 
die Gewinnung von Bodenschätzen bezweckt und 
dabei Personen unter Tage beschäftigt. 

2. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens 
über die Beschäftigung oder Arbeit unter Tage in 
Bergwerken schließen die Beschäftigung oder Arbeit 
unter Tage in Steinbrüchen ein. 


Artikel 2 

1. Eine gründliche ärztliche Untersuchung im 
Hinblick auf die Eignung zur Beschäftigung und de- 
ren regelmäßige Wiederholung in Zeitabständen 
von nicht mehr als zwölf Monaten sind für Personen 
unter einundzwanzig Jahren zu fordern, die unter 
Tage in Bergwerken beschäftigt werden oder arbei- 
ten sollen. 

2. Andere Vorkehrungen für die ärztliche Über- 
wachung von Jugendlichen zwischen achtzehn und 
einundzwanzig Jahren sind jedoch zulässig, wenn 
die zuständige Stelle auf Grund eines ärztlichen Gut- 
achtens der Auffassung ist, daß diese Vorkehrungen 
ebenso wirksam oder wirksamer sind als die in 
Absatz 1 dieses Artikels geforderten Vorkehrungen, 
und wenn sie die maßgebenden beteiligten Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerverbände angehört und 
ihre Zustimmung erlangt hat. 


Artikel 3 

1. Die in Artikel 2 vorgesehenen ärztlichen Unter- 
suchungen sind 
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a) unter der Verantwortung und der Aufsicht eines 
berufenen, von der zuständigen Stelle anerkann- 
ten Arztes durchzn führen; 

b) in geeigneter Weise zu bescheinigen. 

2. Eine Röntgenaufnahme der Lunge ist bei der 
ärztlichen Einstellungsuntersuchung und, wenn dies 
aus medizinischen Gründen für notwendig erachtet 
wird, auch bei den späteren Nachuntersuchungen zu 
fordern. 


! Artikel? 

! 1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 

Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 

i deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

j 

! 2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die 

Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 


3. Die in diesem Übereinkommen geforderten 
ärztlichen Untersuchungen dürfen den Jugendlichen, 
ihren Eltern oder Vormündern keine Kosten verur- 
sachen. 

Artikel 4 

1. Von der zuständigen Stelle sind alle erforder- 
lichen Maßnahmen, einschließlich geeigneter 
Zwangsmaßnahmen, zu treffen, um die wirksame 
Durchführung dieses Übereinkommens zu sichern. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert, verpflichtet sich, zur Überwachung der 
Durchführung des Übereinkommens einen geeigne- 
ten Aufsichtsdienst zu unterhalten oder sich zu ver- ! 
gewissem, daß eine angemessene Aufsicht ausgeübt j 
wird. 

3. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat die Per- 
sonen zu bezeichnen, die für die Durchführung die- 
ses Übereinkommens verantwortlich sind. 

4. Der Arbeitgeber hat Aufzeichnungen zu füh- 
ren, die den Aufsichtsbeamten zur Verfügung stehen 
und die für jede unter Tage beschäftigte oder arbei- 
tende Person unter einundzwanzig Jahren folgendes 
enthalten: 

a) das Geburtsdatum, soweit möglich ordnungsge- 
mäß bescheinigt; 

b) Angaben über die Art der Beschäftigung; 

c) ein Zeugnis, das die Eignung zur Beschäftigung 
bescheinigt, aber keine ärztlichen Angaben ent- 
hält. 

5. Der Arbeitgeber hat den Vertretern der Ar- 
beitnehmer auf deren Ersuchen die in Absatz 4 
dieses Artikels erwähnten Angaben zur Verfügung 
zu stellen. 


3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 8 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden, ln der Folge kann es dieses Überein- 
kommen jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündi- 
gen. 

Artikel 9 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam ma- 
chen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 


Artikel 5 

Die zuständige Stelle jedes Landes hat die maß- 
gebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
merverbände anzuhören, bevor sie die allgemeine 
Politik in bezug auf die Durchführung dieses Über- 
einkommens festlegt und Vorschriften zu dessen 
Durchführung erläßt. 

Artikel 6 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 


Artikel 10 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 11 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
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meinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu erstatten und 
zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 12 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 8, 


vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die 
Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 13 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zum Übereinkommen 124 


Das Übereinkommen 124 regelt die Verpflichtung 
zur ärztlichen Untersuchung Jugendlicher, um ihre 
Eignung zur Beschäftigung mit Untertagearbeitcn in 
Bergwerken festzustellen, sowie zur regelmäßigen 
ärztlichen Nachuntersuchung bis zum 21. Lebens- 
jahr. Es ergänzt das Übereinkommen 123, das die 
Festsetzung eines Mindestbeschäftigungsalters für 
Jugendliche vorschreibt, und hat zum Ziel, durch 
ärztliche Auslese soweit wie möglich sicherzustellen, 
daß nur solche Jugendliche mit Untertagearbeiten 
beschäftigt werden, die unabhängig vom Lebens- 
alter deren Anforderungen auch in körperlicher und 
geistiger Hinsicht gewachsen sind. 

Den Bestimmungen dieses Übereinkommens tragen 
die deutschen Bergbaubetriebe, die der Aufsicht der 
Bergbaubehörden der Bundesländer unterliegen, auf- 
grund Bundes- und landesrechtlicher Vorschriften 
bereits in erheblichem Umfang Rechnung. 

Der vom Übereinkommen behandelte Gegenstand 
ist gegenwärtig im innerstaatlichen Recht wie folgt 
geregelt: 

Artikel 1 wiederholt wörtlich Artikel 1 des Über- 
einkommens 123. Er enthält eine Definition des Be- 
griffs „Bergwerk" und bestimmt den Geltungsbe- 
reich des Übereinkommens. Für die LTntert.agebe- 
schäftigung Jugendlicher stehen Steinbrüche unter 
Tage den Untertagebergwerken gleich. 

Wie schon in der Stellungnahme zum Übereinkom- 
men 123 ausgeführt wurde, wird der Begriff „Berg- 
werk" in den bergrechtlichen Bestimmungen der 
Bundesländer nicht einheitlich verwendet. Der ge- 
samte Bergbau sowie die Steinbrüche unter Tage 
unterliegen jedoch nach den §§ 196, 196 a des All- 
gemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 und Ar- 
tikel 253 des bayerischen Berggesetzes vom 13. Au- 
gust 1910 der allgemeinen Aufsicht der Bergbehör- 
den; sie erstreckt sich insbesondere auch auf die 
Sicherung der Gesundheit der Arbeitnehmer. 

Artikel 2 des Übereinkommens behandelt die ärzt- 
liche Untersuchung sowie die ärztliche Überwachung 
Jugendlicher bis zu 21 Jahren. 

Der Verpflichtung zur ärztlichen Untersuchung zur 
Feststellung der Eignung zur Untertagebeschäftigung 
in Bergwerken (sogenannte Anlegeuntersuchung) 
wird für das gesamte Bundesgebiet durch § 45 Abs. 1 
des Gesetzes zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 
(BGBl. 1 S. 665) entsprochen. Das gleiche gilt auf- 
grund von Landesverordnungen über ärztliche An- 
legeuntersuchungen im Bergbau, z. B. nach der Berg- 
ordnung über ärztliche Anlegeuntersuchungen im 
Bergbau für den Oberbergamtsbezirk Clausthal-Zel- 
lerfeld vom 5. Mai 1963. 

Die in Artikel 2 Abs. 1 des Übereinkommens ge- 
forderte regelmäßige Wiederholung der ärztlichen 


Untersuchung (sogenannte Nachuntersuchung) in 
Zeitabständen von nicht mehr als 12 Monaten bis 
zum 21. Lebensjahr geht über die Vorschrift des 
§ 45 Abs. 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes i. d. F. 
des Gesetzes vom 29. Juli 1966 (BGBl. 1 S. 455) 
hinaus; nach deutschem Recht ist lediglich vor Ab- 
lauf des ersten Beschäftigungsjahres eine Nach- 
untersuchung durchzuführen. Nur in Nordrhein- 
Westfalen müssen nach § 14 Abs. 2 der Bergver- 
ordnung für die Steinkohlenbergwerke im Ober- 
bergamtsbezirk Dortmund vom 18. Dezember 1964 
Personen unter 21 Jahren in Zeitabständen von 
längstens einem Jahr nachuntersucht werden. 

Artikel 3 des Übereinkommens regelt die Art der 
Durchführung sowie den Nachweis der ärztlichen 
Untersuchung, die Verpflichtung zur Anfertigung 
von Röntgenaufnahmen der Lunge und die Kosten- 
tragungspflicht. 

Dieser Vorschrift wird mit Ausnahme der Bestim- 
mung, daß bei der Anlegeuntersuchung und erfor- 
derlichenfalls auch bei der Nachuntersuchung eine 
Röntgenaufnahme der Lunge anzufertigen ist, durch 
die §§46 und 50 des .Jugendarbeitsschutzgesetzes 
entsprochen. 

Artikel 4 des Übereinkommens entspricht im wesent- 
lichen dem Artikel 4 des Übereinkommens 123. Er 
behandelt die Maßnahmen, die in den Mitglied- 
staaten zur Durchführung des Übereinkommens zu 
treffen sind. 

Artikel 4 Absätze 1 bis 4 wird weitgehend durch die 
§§ 47, 55, 56, 59, 60, 61 und 66 bis 69 des Jugend- 
arbeitsschutzgesetzes erfüllt. Die Führung von Ver- 
zeichnissen über das Geburtsdatum, die Art der Be- 
schäftigung und die Beschäftigungseignung durch 
den Arbeitgeber werden zum großen Teil durch die 
§§ 46, 47 und 55 des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
sowie durch die bergrechtlichen Landesvorschriften 
vorgeschrieben. Für die Durchführung des Jugend- 
arbeitsschutzgesetzes und der aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassenen Verordnungen sind nach § 60 des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes die von den Landes- 
behörden bestimmten Aufsichtsbehörden zuständig. 
Die zur Durchführung geeigneten Zwangsmaßnah- 
men sind in den §§ 66 bis 69 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes angedroht. 

Darüber hinaus steht die gesamte unterirdische Ge- 
winnung von Mineralien nach den in den einzelnen 
Bundesländern geltenden bergrechtlichen Vorschrif- 
ten unter der allgemeinen Aufsicht der Bergbehör- 
den, das sind nach § 187 des Allgemeinen Bergge- 
setzes die Bergämter, die Oberbergämter und die 
Wirtschaftsminister der Bundesländer. Diese Auf- 
sicht erstreckt sich nach den §§ 196, 196 a des All- 
gemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 und Ar- 
tikel 253 des bayerischen Berggesetzes vom 13. Au- 
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gust 1910 insbesondere auch auf die Sicherung der 
Gesundheit der Arbeitnehmer. 

Artikel 4 Abs. 5 wird durch § 58 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes und die bergrechtlichen Landesvor- 
schriften insoweit genügt, als der Betriebs- oder 
Personalvertretung auf Verlangen Einsicht in die 
nach §§55 und 56 des Gesetzes zu führenden Ver- 
zeichnisse zu gewähren ist. Im übrigen fehlen spe- 
zielle Vorschriften zur Durchführung. Gegen die 
Beachtung der Bestimmung des Übereinkommens 
dürften jedoch keine Bedenken bestehen. 

Artikel 5 des Übereinkommens schreibt vor, die 
maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände anzuhören, bevor die allgemeine 
Politik in bezug auf die Durchführung des Überein- 
kommens festgelegt und Vorschriften zu dessen 
Durchführung erlassen werden. 


Die bisherige Übung, die maßgebenden beteiligten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände vorher zu 
hören, werden bei der Neufassung der Vorschriften 
gesetzlich verankert werden, um den Bestimmungen 
des Übereinkommens vollständig nachzukommen. 
Die Ratifizierung des Übereinkommens kann in ab- 
sehbarer Zeit nicht erfolgen, weil die bundes- und 
landesrechtlichen Vorschriften nicht in allem den 
Bestimmungen des Übereinkommens entsprechen, 
die periodische jährliche Nachuntersuchungen für 
Jugendliche bis zu 21 Jahren sowie die Anfertigung 
von Röntgenaufnahmen der Lunge bei Anlegeunter- 
suchungen Jugendlicher vorsehen. Erst wenn die 
innerdeutsche Gesetzgebung hinsichtlich ärztlicher 
Eignungsuntersuchungen für Jugendliche, die im 
Untertagebetrieb in Bergwerken beschäftigt werden, 
an die Bestimmungen des Übereinkommens ange- 
paßt sind, ist seine Ratifizierung möglich. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 123 


Empfehlung betreffend die Beschäftigung von Frauen mit 

Familienpflichten 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
2. Juni 1965 zu ihrer neunundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

stellt fest, daß die Frauen in vielen Ländern in 
immer größerer Zahl eine Berufstätigkeit außer 
Haus ausüben und damit einen unerläßlichen und 
wesentlichen Teil der erwerbstätigen Bevölkerung 
bilden; 

stellt fest, daß sich für viele dieser Frauen aus 
der Notwendigkeit, ihre Familienpflichten und ihre 
beruflichen Pflichten miteinander zu vereinbaren, 
besondere Probleme ergeben; 

stellt ferner fest, daß viele dieser Probleme zwar 
für die Frage der Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Arbeitnehmerinnen mit Familienpflichten sehr er- 
heblich sind, aber auch andere Arbeitnehmer an- 
gehen und durch Maßnahmen, die alle Arbeitnehmer 
betreffen, beispielsweise die schrittweise Verkür- 
zung der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit, 
weitgehend gemildert werden können; 

stellt weiter fest, daß es sich bei vielen der be- 
sonderen Probleme, denen Frauen mit Familien- 
pflichten gegenüberstehen, nicht ausschließlich um 
Probleme der arbeitenden Frau handelt, sondern 
um Probleme der Familie und der Gesellschaft in 
ihrer Gesamtheit; 

erkennt an, daß eine stetige soziale Anpassung 
notwendig ist, um diese Probleme in einer Weise 
zu lösen, die den Interessen aller Beteiligten am 
besten gerecht wird; 

ist sich der Notwendigkeit bewußt, vor die sich 
die Regierungen und alle beteiligten öffentlichen 
und privaten Organisationen gestellt sehen, diesen 
Problemen in einem weiten sozialen, wirtschaftlichen 
und rechtlichen Zusammenhang Beachtung zu schen- 
ken; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die Beschäftigung von Frauen mit 
Familienpflichten, eine Frage, die den fünften Ge- 
genstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form 
einer Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 1965, 
die folgende Empfehlung an, die als Empfehlung 


betreffend die Beschäftigung von Frauen mit Fami- 
lienpflichten, 1965, bezeichnet wird. 

Die Konferenz empfiehlt den Mitgliedern, die fol- 
genden Bestimmungen so weitgehend und so rasch 
durchzuführen, wie die innerstaatlichen Verhältnisse 
es gestatten. 

I. Allgemeiner Grundsatz 

1. Die zuständigen Stellen sollten in Zusammen- 
arbeit mit den beteiligten öffentlichen und privaten 
Organisationen, insbesondere mit den Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbänden, und gemäß den ge- 
samtstaatlichen und örtlichen Bedürfnissen und Mög- 
lichkeiten 

a) eine geeignete Politik verfolgen, um es Frauen 
mit Familienpflichten, die eine Berufstätigkeit 
außer Haus ausüben, zu ermöglichen, von ihrem 
Recht auf eine solche Tätigkeit Gebrauch zu 
machen, ohne sich einer Diskriminierung auszu- 
setzen und in Übereinstimmung mit den Grund- 
sätzen, die im Übereinkommen über die Diskri- 
minierung (Beschäftigung und Beruf), 1958, sowie 
in anderen von der Internationalen Arbeitskonfe- 
renz in bezug auf die Frauen angenommenen 
Normen aufgestellt worden sind; 

b) die Errichtung von Diensten fördern, erleichtern 
oder selbst sicherstellen, die es den Frauen er- 
möglichen, ihre veschiedenen Pflichten in Heim 
und im Beruf in harmonischer Weise zu erfüllen. 


II. Aufklärung und Erziehung der Öffentlichkeit 

2. Die zuständigen Stellen sollten in Zusammen- 
arbeit mit den beteiligten öffentlichen und privaten 
Organisationen, insbesondere mit den Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbänden, geeignete Maßnahmen 
treffen, 

a) um darauf hinzuwirken, daß den Problemen der 
Arbeitnehmerinnen mit Familienpflichten die er- 
forderliche Beachtung zuteil wird, damit diesen 
Arbeitnehmerinnen geholfen wird, sich wirksam 
und gleichberechtigt in die erwerbstätige Bevöl- 
kerung einzugliedern; 

b) um alle erforderlichen und durchführbaren For- 
schungsarbeiten über die verschiedenen Aspekte 
der Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen mit 
Familienpflichten zu unternehmen oder zu för- 
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dern, damit sachliche Informationen ermittelt 
werden, die als Grundlage für wirksame Ziel- 
setzungen und Maßnahmen dienen können; 

c) um in der Öffentlichkeit größeres Verständnis j 
für die Probleme dieser Arbeitnehmerinnen zu 
wecken, damit die Allgemeinheit, zu einem Ver- 
halten und einer Einstellung bewogen wird, die | 
dazu beitragen, den Arbeitnehmerinnen die Er- 
füllung ihrer Familien- und Berufspflichten zu 
erleichtern. 

III. Dienste und Einrichtungen 
zur Betreuung der Kinder 

3. Die zuständigen Stellen sollten Umfang und | 
Art der Dienste und Einrichtungen zur Betreuung 
der Kinder ermitteln, die benötigt werden, um den 
Arbeitnehmerinnen bei der Erfüllung ihrer Familien- 
und Berufspflichten zu helfen; zu diesem Zweck 
sollten sie in Zusammenarbeit mit den beteiligten 
öffentlichen und privaten Organisationen, insbeson- ! 
dere mit den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bänden, und soweit sie über Hilfsmittel zur Samm- 
lung von Informationen verfügen, alle erforderlichen 
und geeigneten Maßnahmen treffen, 

a) um ausreichende Statistiken über die Zahl der 
berufstätigen und der arbeitsuchenden Mütter 
sowie über Zahl und Alter ihrer Kinder zusam- 
menzustellen und zu veröffentlichen; 

b) um durch systematische, vor allem in den Orts- j 
gemeinden durchgeführte Erhebungen festzustel- I 
len, welche Vorkehrungen für die Betreuung der 
Kinder außerhalb der Familie benötigt und be- 
vorzugt werden. 

4 . Die zuständigen Stellen sollten in Zusammen- I 
arbeit mit den beteiligten öffentlichen und privaten 
Organisationen geeignete Schritte unternehmen, um 
sicherzustellen, daß die Dienste und Einrichtungen 
zur Betreuung der Kinder den so ermittelten Be- 
dürfnissen und Wünschen entsprechen; zu diesem 
Zweck sollten sie insbesondere, unter Berücksichti- 
gung der gesamtstaatlichen und örtlichen Verhält- 
nisse und Möglichkeiten, 

a) die Aufstellung von Plänen für einen systemati- 
schen Ausbau von Diensten und Einrichtungen 
zur Betreuung der Kinder, insbesondere in den 
Ortsgemeinden, fördern und erleichtern; 

b) die Bereitstellung ausreichender und geeigneter 
Dienste und Einrichtungen zur Betreuung der 
Kinder sowohl selbst sicherstellen als auch för- 
dern und erleichtern; diese Dienste und Einrich- 
tungen sollten gegen einen angemessenen Bei- 
trag oder nötigenfalls unentgeltlich zur Verfü- 
gung stehen, anpassungsfähig gestaltet sein und 
den Bedürfnissen der Kinder verschiedener Al- 
tersstufen sowie ihrer berufstätigen Eltern ent- 
sprechen. 

5. Zum Schutz der Gesundheit und des Wohlbe- 
findens der Kinder sollten 

a) die Dienste und Einrichtungen zur Betreuung 
der Kinder, gleich welcher Art, den von den zu- I 


ständigen Stellen festgelegten und überwachten 
Normen entsprechen; 

bl diese Normen insbesondere die Ausstattung und 
die hygienischen Erfordernisse für solche Dienste 
und Einrichtungen sowie die zahlenmäßige 
Stärke und die berufliche Befähigung des Per- 
sonals vorschreiben; 

c ) die zuständigen Stellen dem für die Dienste und 
Einrichtungen zur Betreuung der Kinder benötig- 
tem Personal eine ausreichende Ausbildung auf 
verschiedenen Stufen vermitteln oder dabei be- 
hilflich sein. 

(>. Die zuständigen Stellen sollten in Zusammen- 
arbeil und unter Mitwirkung der beteiligten öffent- 
lichen und privaten Organisationen, insbesondere 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, das 
Verständnis und die Unterstützung der Öffentlich- 
keit für die Bemühungen zu gewinnen trachten, die 
unternommen wenden, um den besonderen Bedürf- 
nissen berufstätiger Eltern in bezug auf Dienste und 
Einrichtungen zur Betreuung der Kinder entgegen- 
zu kommen. 


IV. Aufnahme und Wiederaufnahme 
einer Beschäftigung 

7. Die zuständigen Stellen sollten alle mit dem 
Übereinkommen über die Beschäftigungspolitik, 
1964, und den Empfehlung betreifend die Beschäfti- 
gungspolitik, 1964, im Einklang stehenden Maßnah- 
men treffen, um es Frauen mit. Familienpflichten zu 
ermöglichen, sich in die erwerbstätige Bevölkerung 
einzugliedern oder ihr weiter anzugehören sowie 
eine Erwerbstätigkeit, wiederaufzunehmen. 

8. Um Frauen mit Familienpflichten die Möglich- 
keit zu bieten, sich gleichberechtigt in die erwerbs- 
tätige Bevölkerung einzugliedern, und um ihnen 
die 1 Aufnahme einer Beschäftigung oder die Wieder- 
aufnahme einer Beschäftigung nach verhältnismäßig 
langem Fernbleiben zu erleichtern, sollten die zu- 
ständigen Stellen in Zusammenarbeit mit den be- 
teiligten öffentlichen und privaten Organisationen, 
insbesondere mit den Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
merverbänden, alle unter den innerstaatlichen Ver- 
hältnissen erforderlichen Maßnahmen treffen, um 

a) der weiblichen Jugend eine Allgemeinbildung, 
Berufsberatung und berufliche Ausbildung ohne 
jede Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes 
zu sichern; 

b) die weibliche Jugend zu ermutigen, eine gute 
berufliche Vorbildung als Grundlage für ihr 
späteres Berufsleben zu erwerben; 

c) Eltern und Erzieher von der Notwendigkeit zu 
überzeugen, der weiblichen Jugend eine gute 
berufliche Vorbildung zu vermitteln. 

9. (1) Die zuständigen Stellen sollen in Zusam- 
menarbeit mit den beteiligten öffentlichen und pri- 
vaten Organisationen und unter Berücksichtigung 
der innerstaatlichen Bedürfnisse und Möglichkeiten 
diejenigen Dienste bereitstellen oder bei ihrer Be- 
reitstellung mithelfen, die erforderlich sind, um 
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Frauen, die vor allem wegen ihrer Familienpflichten 
noch nicht gearbeitet haben oder aus diesem Grunde 
dem Arbeitsmarkt verhältnismäßig lange fernge- 
blieben sind, die Aufnahme oder die Wiederauf- 
nahme einer Beschäftigung zu erleichtern. 

(2) Diese Dienste sollten im Rahmen der für alle 
Arbeitnehmer bestehenden Dienste oder, wo solche 
fei! len, in einer den innerstaatlichen Verhältnissen 
entsprechenden Weise organisiert werden; sie soll- 
ten angemessene Beratungs-, Informations- und Ar- 
beitsvormittlungsdienste sowie angemessene, den 
Bedürfnissen der beteiligten Frauen entsprechende 
Berufsausbildungs- und Umschulungseinrichtungen 
umfassen, die ohne jeden Unterschied in bezug auf 
das Alter zugänglich sind. 

(3) Diese Dienste und Einrichtungen sollten lau- 
fend überprüft werden, um sicherzustellen, daß sie 
den besonderen Bedürfnissen dieser Arbeitneh- 
merinnen sowie den wechselnden Erfordernissen 
und Tendenzen der wirtschaftlichen und technischen 
Entwicklung entsprechen. 

10. (1) Für Frauen, die sich wegen ihrer sich 
aus der Mutterschaft ergebenden Familienpflichten 
nicht in der Lage sehen, ihre Beschäftigung unmit- 
telbar nach Ablauf des üblichen, durch Gesetzgebung 
oder Praxis festgelegten Mutterschaftsurlaubs wie- 
deraufzunehmen, sollten nach Möglichkeit geeig- 
nete Maßnahmen getroffen werden, um ihnen eine 
angemessene Verlängerung ihres Urlaubs ohne Auf- 
gabe! ihrer Beschäftigung zu ermöglichen, wobei 
ihnen alle aus der Beschäftigung erwachsenen 
Rechte voll gewahrt bleiben. 

(2) Im Falle der Beendigung der Beschäftigung 
im Anschluß an eine Mutterschaft sollten die be- 
treffenden Frauen im Hinblick auf die Wiederein- 


stellung gemäß den Bestimmungen berücksichtigt 
werden, die in der Empfehlung betreffend die Be- 
endigung des Arbeitsverhältnisses, 1963, in bezug 
auf Arbeitnehmer enthalten sind, deren Arbeitsver- 
hältnis infolge einer Verminderung des Personals 
beendigt worden ist. 

V. Sonstige Bestimmungen 

11. (1) Soweit erforderlich, sollten die beteilig- 
ten öffentlichen und privaten Organisationen, insbe- 
sondere die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bände, mit den zuständigen Stellen und unterein- 
ander Zusammenarbeiten, um weitere Maßnahmen 
zu treffen und weitere Aktionen zu fördern, die es 
den Arbeitnehmerinnen erleichtern sollen, ihren Be- 
rufs- und Familienpflichten ohne Beeinträchtigung 
ihrer Besehäftigungs- und Aufstiegsmöglichkeiten 
nachzukommen. 

(2) In diesem Zusammenhang sollte, soweit dies 
möglich ist und die örtlichen Bedürfnisse es erfor- 
dern, Fragen Beachtung geschenkt werden, die für 
Arbeitnehmerinnen mit Familienpflichten von be- 
sonderer Bedeutung sind, wie z. B. der Organisie- 
rung des öffentlichen Verkehrswesens, der Abstim- 
mung der Arbeitszeit, der Schulstunden und der 
Öffnungszeiten der Dienste und Einrichtungen zur 
Betreuung der Kinder sowie der preisgünstigen Be- 
reitstellung von Einrichtungen zur Vereinfachung 
und Erleichterung der Flaushaltsarbeit. 

12. Es sollten besondere Anstrengungen unter- 
nommen werden, um die Entwicklung von unter 
öffentlicher Leitung oder Aufsicht stehenden Haus- 
haltshilfcdiensten zu fördern, die Arbeitnehmerin- 
nen mit Familienpflichten im Bedarfsfall eine sach- 
kundige Hilfe zu vertretbaren Kosten zur Verfügung 
stellen. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zur Empfehlung 123 


Die 49. Internationale Arbeilskonlerenz (Juni 1965) j 
nahm die Tatsache, daß Frauen mit Familienpflich- 
ten in vielen Ländern in immer größerer Zahl eine 
Berufstätigkeit außer Haus ausüben, zum Anlaß, 
eine' Empfehlung betr. die Beschäftigung von 
Frauen mit Familienpflichten anzunehmen. Die 
Empfehlung 123 soll sicherstellen, daß Frauen mit 
Fainilienpfüdnten ihr Recht auf Arbeit ohne Be- 
nachteiligung ausüben können; die geforderten Maß- 
nahmen sollen es erwerbstätigen Frauen erleich- 
tern, ihre Aufgaben im Heim und im Beruf so har- 
monisch wie möglich miteinander zu vereinbaren. 

Die Bundesregierung widmet der Berufstätigkeit von 
Frauen mit Familienpflichten seit langem ihr beson- 
deres Interesse. Die empfohlenen Maßnahmen wer- 
den in der Bundesrepublik bereits zu einem be- 
trächtlichen Teil durchgeführt. Die Empfehlung for- 
dert in Abschnitt 1 (Ziffer 1) die zuständigen Stellen 
der Mitgliedstaaten auf, sie in Zusammenarbeit mit 
den beteiligten öffentlichen und privaten Organisa- 
tionen, insbesondere mit den Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmerverbänden, anzuwenden. Da die Emp- 
fehlung vorsieht, daß die gesamtstaatlichen und 
örtlichen Bedürfnisse und Möglichkeiten zu berück- 
sichtigen sind, gestattet sie die Anpassung an die 
jeweiligen Gegebenheiten. Ihre Durchführung ist 
daher mit der in der Bundesrepublik verfolgtem 
Politik des Schutzes der Familie zu vereinbaren. 

Die Empfehlung ist in fünf Abschnitte gegliedert. 

In Abschnitt / (Zitier 1) der Empfehlung wird all- 
gemein gefordert, eine geeignete Politik zu verfol- 
gen, die es Frauen mit Familienpflichten, die eine 
Berufstätigkeit außer Haus ausüben, ermöglicht, 
ihren doppelten Aufgaben ohne Benachteiligung 
und in Übereinstimmung mit den von der IAO in 
bezug auf die Frauen angenommen Normen nach- 
zukomrnen. Zu diesem Zweck soll die Errichtung 
von entsprechenden Diensten gefördert, erleichtert 
oder von den zuständigen Stellen selbst sicherge- j 
stellt werden. 

In Abschnitt II (Zitier 2) wird empfohlen, darauf 
hinzuwirken, den Problemen der Arbeitnehmerinnen 
mit Eamilienpflichten die erforderliche Beachtung 
zuteil werden zu lassen, um ihnen eine angemes- 
sene Eingliederung in das Erwerbsleben zu ermög- 
lichen. Durch Forschungsarbeiten soll die Grundlage ! 
für wirksame Maßnahmen gelegt werden; in der 
Öffentlichkeit soll größeres Verständnis für die be- 1 
rufstätigen Frauen geweckt werden. 

Nach Abschnitt III (Zitier n 3 bis 6) der Empfehlung 
sollen die zuständigen Stellen in Zusammenarbeit i 
mit den beteiligten öffentlichen und privaten Ein- 
richtungen alle geeigneten Schritte unternehmen, , 
um die Betreuung der Kinder berufstätiger sowie 
arbeitsuchender Frauen zu gewährleisten. Insbe- 


sondere sollen sie in ausreichendem Umfang ge- 
eignete Kinderbetreuungsstätten, die den Bedürfnis- 
sen und Wünschen der Bevölkerung sowie bestimm- 
ten Vorschriften entsprechen, selbst einrichten, oder 
die Einrichtung solcher Betreuungsstätten fördern 
und erleichtern. 

Die Bestimmungen in Abschnitt IV (Ziiiern 7 bis 10) 
der Empfehlung haben das Ziel, Frauen mit. Fami- 
lien])! lichten die Aufnahme, Fortführung oder Wie- 
deraufnahme der Erwerbstätigkeit zu erleichtern. 
Insbesondere wird empfohlen: 

a) in Übereinstimmung mit dem Übereinkommen 
122 und der Empfehlung 122 über die Beschäfti- 
gungspolitik zu verfahren, 

b) der weiblichen .tilgend eine Allgemein- und Be- 
rufsausbildung ohne Diskriminierung zu sichern 
und sie zu einer guten beruflichen Vorbildung zu 
ermutigen, 

! c) geeignete Einrichtungen für die Berufsberatung, 
Arbeitsvermittlung, Ausbildung sowie Umschu- 
lung solcher Frauen zu schaffen. 

Sofern Frauen sich wegen der aus der Mutterschaft 
entstehenden Familienpflichten nicht in der Lage 
sehen, nach dem gesetzlichen Mutterschaftsurlaub 
ihre Tätigkeit wiederaufzunehmen, sollte ihnen 
nach Möglichkeit eine angemessene Verlängerung 
ihres Urlaubs ohne Aufgabe ihres Beschäftigungs- 
verhältnisses gewährt werden, wobei ihnen alle aus 
der Beschäftigung erwachsenen Rechte erhalten blei- 
ben. Beenden sie ihre Tätigkeit im Anschluß an eine 
Mutterschaft, sollten sie im Hinblick auf spätere 
Wiedereinstellung nach den Bestimmungen der 
Empfehlung 119 über die Beendigung des Beschäf- 
tigungsverhältnisses durch den Arbeitgeber so be- 
handelt werden, als wäre ihr Arbeitsverhältnis in- 
folge einer Personalverminderung beendet worden. 

Soweit erforderlich und möglich, sollten nach Ab- 
schnitt V (Ziffern 11 und 12) der Empfehlung son- 
stige Maßnahmen getroffen und Aktionen gefördert 
werden, die es Arbeitnehmerinnen erleichtern, ihre 
doppelten Aufgaben ohne Beeinträchtigung ihrer 
Beschäftigungs- und Aufstiegsmöglichkeiten zu er- 
füllen. Dazu gehören die Beachtung von Fragen wie 
z. B. Organisierung des öffentlichen Verkehrswe- 
sens, Abstimmung der Arbeitszeit, der Schulstunden 
und der Öffnungszeiten der Kinderbetreuungsein- 
richtungen miteinander, preisgünstige Bereitstellung 
von Einrichtungen zur Vereinfachung und Erleichte- 
rung der Hausarbeit, und die Förderung von Flaus- 
haltshilfsdiensten, die Frauen mit Familienpflichten 
im Bedarfsfall eine sachkundige Hilfe zu vertret- 
baren Kosten zur Verfügung stellen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt zunächst, im Rah- 
men einer Änderung des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung die Mög- 
lichkeiten für Umschulungs- und sonstige berufliche 
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Bildungsmaßnahmen zu erweitern, soweit es aus 
arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten gerecht- 
fertigt ist. Diese gesetzliche Regelung würde ver- 
heirateten Frauen zugute kommen, die eine Er- 
werbsarbeit aufnehmen wollen, aber wegen ihrer 
Familienpflichten ihrem Beruf entfremdet sind oder 
noch nie berufstätig waren. 

Der Bericht der Bundesregierung über die Situation 
der Frauen in Beruf, Familie und Gesellschaft unter- 
richtet die Öffentlichkeit über die Probleme der er- 
werbstätigen Frauen und Mütter. Er wird voraus- 
sichtlich das Verständnis für diesen Personenkreis 
vertiefen und Anlaß zu weiteren Forschungsarbeiten 
auf diesem Gebiet geben. 

Da die Durchführung eines Teils der Empfehlung in 
die Zuständigkeit der Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände fällt, wird diesen die Empfehlung 
der Internationalen Arbeitskonferenz zugeleitet; 
über die Auswirkungen kann noch nichts berichtet 
werden. Konkrete Pläne über weitere gesetzliche 
Maßnahmen des Bundes liegen bisher noch nicht 
vor. Überlegungen hierzu werden die finanzielle 
Lage der öffentlichen Hand, aber auch die Tatsache 
berücksichtigen müssen, daß es sich bei den weib- 
lichen Erwerbstätigen um Gruppen mit verschie- 
denen oder gegensätzlichen Interessen handelt. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 124 


Empfehlung betreffend das Mindestalter für die Zulassung zu 
Untertagearbeiten in Bergwerken 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

2. Juni 1965 zu ihrer neuundvierzigsten Tagung zu- 
sammengetreten ist, 

hat das Übereinkommen über das Mindestalter 
(Untertagearbeiten), 1965, angenommen, 

hat beschlossen, verschiedene weitere Anträge 
anzunehmen betreffend das Mindestalter für die Zu- 
lassung zu Untertagearbeiten in Bergwerken, eine 
Frage, die zum vierten Gegenstand ihrer Tagesord- 
nung gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 1965, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend das Mindestalter (Untertagearbeiten), 1965, 
bezeichnet wird. 

1. (1) Als „Bergwerk" im Sinne dieser Empfeh- 
lung gilt jeder öffentliche oder private Betrieb, der 
die Gewinnung von Bodenschätzen bezweckt und 
dabei Personen unter Tage beschäftigt. 

(2) Die Bestimmungen dieser Empfehlung über die 
Beschäftigung oder Arbeit unter Tage in Bergwer- 
ken schließen die Beschäftigung oder Arbeit unter 
Tage in Steinbrüchen ein. 

2. Ist das Mindestalter für die Zulassung zur Be- 
schäftigung oder Arbeit unter Tage in Bergwerken 
auf weniger als sechzehn Jahre festgesetzt, so soll- 
ten so rasch wie möglich Maßnahmen getroffen 
werden, um es auf sechzehn Jahre zu erhöhen. 

3. (1) Das Mindestalter für die Zulassung zur Be- 
schäftigung oder Arbeit unter Tage in Bergwerken 
sollte schrittweise erhöht werden, wobei als Ziel 
ein Mindestalter von achtzehn Jahren gelten sollte. 

(2) Jedes Mitglied sollte das in Unterabsatz (1) 
dieses Absatzes erwähnte Ziel nach Maßgabe seiner 
Möglichkeiten anstreben und dabei vor allem die 
mit der Untertagearbeit in Bergwerken verbunde- 
nen Gefahren sowie auch die Entwicklung des Un- 
terrichtswesens, insbesondere der Einrichtungen für 
die berufliche Ausbildung zukünftiger Bergleute, 
das Mindestalter für die Schulentlassung, das Min- 
destalter für die Zulassung zu anderen gewerblichen 


Berufen und andere einschlägige Faktoren berück- 
sichtigen. 

4. Personen zwischen dem im Sinne des Überein- 
kommens über das Mindestalter (Untertagearbeiten), 
1965, festgesetzten Mindestalter und einem in je- 
dem Land festzusetzenden höheren Alter, das nicht 
unter achtzehn Jahren liegen soll, sollten nur mit 
der folgenden Maßgabe unter Tage beschäftigt wer- 
den oder arbeiten: 

a) zum Zweck der Lehrlingsausbildung oder einer 
anderen systematischen beruflichen Ausbildung, 
die unter angemessener Beaufsichtigung durch 
sachkundige Personen mit technischen Kennt- 
nissen und praktischen Berufserfahrungen ver- 
mittelt wird; und 

b) unter Bedingungen, die von der zuständigen 
Stelle in bezug auf die zugelassenen Arbeits- 
plätze und Berufe sowie auf die für eine syste- 
matische Überwachung der Gesundheit und der 
Sicherheit anzuwendenden Maßnahmen festge- 
legt werden. 

Ein Jugendlicher, auf den dieser Absatz Anwen- 
dung findet, kann jedoch, wenn er seine Lehrlings- 
ausbildung oder eine andere systematische beruf- 
liche Ausbildung abgeschlossen hat, unter den ge- 
mäß Buchstabe b) vorgesehenen Bedingungen auch 
zu anderen Zwecken unter Tage beschäftigt werden. 

5. (1) Besondere Bestimmungen hinsichtlich des 
Mindestalters für die Beschäftigung oder Arbeit un- 
ter Tage in Bergwerken sollten für Personen vorge- 
sehen werden, die 

a) gewisse genau bezeichnete gesundheitsschädliche 
Arbeiten ausführen; 

b) unter gewissen genau bezeichneten gesundheits- 
schädlichen Bedingungen arbeiten; 

c) gewisse genau bezeichnete Arbeiten ausführen, 
die die Sicherheit dieser oder anderer Personen 
gefährden könnten. 

(2) Die zuständige Stelle jedes Landes sollte die 
in Betracht kommenden Arbeiten und Arbeitsbe- 
dingungen bestimmen und hierfür jeweils ein ange- 
messenes, genügend hohes Mindestalter festsetzen, 
das in keinem Fall unter achtzehn Jahren liegen 
sollte. 

6. (1) Maßnahmen sollten zugunsten von Perso- 
nen getroffen werden, die in Bergwerken arbeiten 
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wollen, aber für die Beschäftigung oder Arbeit un- 
ter Tage zu jung sind, weil das Mindestalter für die 
Zulassung zu einer solchen Beschäftigung oder Ar- 
beit höher ist als das Mindestalter für die Schul- 
entlassung. Diese Maßnahmen sollten in Verbin- 
dung mit den Maßnahmen zur Erziehung, Ausbil- 
dung und Beschäftigung aller Jugendlichen des 
Landes oder im Rahmen solcher Maßnahmen getrof- 
fen werden. 

(2) Die in Unterabsatz (1) erwähnten Maßnahmen 
könnten eine oder mehrere der nachstehenden Maß- 
nahmen umfassen: 

a) Beschäftigung bei Arbeiten über Tage mit einer 
geeigneten Ausbildung; 

b) Berufsausbildung über Tage, die darauf gerichtet 
ist, die betreffenden Personen auf ihren zukünf- 
tigen Beruf vorzubereiten; 

c) Fortbildung und Berufsberatung; 

d) Erhöhung des Mindestalters für die Schulentlas- 
sung. 

7. Die zuständige Stelle jedes Landes sollte die 
maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände anhören, bevor sie die allgemeine 
Politik in bezug auf die Durchführung dieser Emp- 
fehlung festlegt und Vorschriften zu deren Durch- 
führung erläßt. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zur Empfehlung 124 


Die Empfehlung 124 ergänzt das Übereinkommen 
123 über das Mindestalter für die Beschäftigung 
mit Untertagearbeiten in Bergwerken. Sie schlägt 
vor, das Mindestalter schrittweise auf 18 Jahre zu 
erhöhen, und gibt für die Zwischenzeit Richtlinien 
für den Arbeitseinsatz, die berufliche Ausbildung 
und den Gesundheitsschutz von Jugendlichen bis zu 
18 Jahren. 

Ziffer 1 der Empfehlung gleicht den Artikeln 1 der 
Übereinkommen 123 und 124. In ihr werden der Be- 
griff des „Bergwerks" definiert und der Geltungs- 
bereich der Empfehlung bestimmt. 

Ziffer 2 und Ziffer 3 Abs. 1 der Empfehlung gehen 
davon aus, daß das vollendete 16. Lebensjahr das 
Mindestalter für die Beschäftigung mit Untertage- 
arbeiten im Bergbau ist. Ist es auf weniger als 16 
Jahre festgesetzt, so sollen so rasch wie möglich 
Maßnahmen getroffen werden, um es auf 16 Jahre 
zu erhöhen. Darüber hinaus sollte das Mindestalter 
schrittweise erhöht werden, wobei als Ziel ein Min- 
destalter von 18 Jahren gelten sollte. 

Im Bundesgebiet gibt es kein einheitliches Mindest- 
beschäftigungsalter für den Bergbau. Während in 
einigen Bundesländern die Beschäftigung Jugend- 
licher unter Tage aufgrund bergbehördlicher Vor- 
schriften erst mit Vollendung des 16. Lebensjahres 
erlaubt ist, dürfen in anderen Bundesländern Ju- 
gendliche unter 16 Jahren zur Ausbildung an sol- 
chen Orten und bei solchen Arbeiten unter Tage 
tätig sein, die in einem bergbehördlich genehmigten 
Ausbildungsplan festgelegt sind. Die Entwicklung 
geht jedoch dahin, Jugendliche unter 16 Jahren nicht : 
mehr zur Beschäftigung unter Tage anzunehmen. 

Die schrittweise Erhöhung des Mindestbeschäfti- 
gungsalters im Bergbau auf 18 Jahre würde gewiß 
die mit der Untertagearbeit in Bergwerken beson- 
ders für Jugendliche verbundenen Gefahren ver- 
mindern. Wie in Ziffer 3 Abs. 2 der Empfehlung dar- 
gelegt ist, hängt die Verwirklichung dieses Zieles 
in erster Linie von der Heraufsetzung des allgemei- 
nen Schulentlassungsalters, das gegenwärtig über- 
wiegend bei 14 bis 15 Jahren liegt, sowie den Aus- 
bildungserfordernissen für Bergleute ab. 

Ziffer 4 empfiehlt die künftige Beschäftigung Ju- 
gendlicher zwischen 16 und 18 Jahren unter Tage 


lediglich zur beruflichen Ausbildung sowie in Be- 
rufen und auf Arbeitsplätzen, die im Hinblick auf 
die Gesundheit und die Arbeitssicherheit laufend 
überwacht werden. 

Diese Forderungen der Empfehlung werden in 
Deutschland im allgemeinen erfüllt. Jeder im Berg- 
werksbetrieb beschäftigte Jugendliche hat die Mög- 
lichkeit, sich um die Annahme als Lehrling in einem 
Lehrberuf zu bewerben. Im Steinkohlenbergbau des 
Landes Nordrhein-Westfalen ist darüber hinaus 
bergbehördlich vorgeschrieben, daß Personen über 
16 Jahre unter Tage nur beschäftigt werden dürfen, 
wenn sie in einem Lehrberuf oder nach einem Plan 
für eine Tätigkeit im Steinkohlenbergbau unter 
Tage ausgebildet worden sind und den Abschluß 
der Ausbildung nachweisen können. Die Ausbildung 
der Jugendlichen erfolgt in Lehrrevieren oder an 
anderen geeigneten Orten unter besonderer Berück- 
sichtigung der Grubensicherheit und des Gesund- 
heitsschutzes. 

Ziffer 5 der Empfehlung enthält Bestimmungen über 
das Mindestalter für besonders gesundheitsschäd- 
liche oder gefährliche Arbeiten. 

Diesen Vorschriften wird durch bergbehördliche Be- 
stimmungen Rechnung getragen. Sie sehen vor, daß 
Jugendliche unter einem bestimmten Mindestalter 
nicht mit näher bezeichneten Arbeiten beschäftigt 
werden dürfen. 

Ziffer 6 der Empfehlung betrifft Jugendliche, die in 
Bergwerken arbeiten wollen, aber für die Unter- 
tagebeschäftigung zu jung sind. Sie sollen über 
Tage mit berufsvorbereitender Ausbildungstätigkeit 
beschäftigt werden. 

Diese Vorschrift wird bereits durchgeführt. Beson- 
ders die Lehrlinge für einen bergmännischen Beruf 
werden über Tage auf ihre zukünftige Arbeit im 
Untertagebergwerksbetrieb vorbereitet. 

Bei einer Änderung der z. Z. bestehenden gesetz- 
lichen Vorschriften werden die Bundesregierung 
und die Länder bemüht sein, im Rahmen der wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten und der tatsächlichen 
Verhältnisse die Ziele der Empfehlung soweit wie 
möglich zu berücksichtigen. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 125 


Empfehlung betreffend die Beschäftigungsbedingungen 
Jugendlicher bei Untertagearbeiten in Bergwerken 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

2. Juni 1965 zu ihrer neunundvierzigsten Tagung zu- 
sammengetreten ist, 

hat vom Inhalt der bestehenden internationalen 
Arbeitsübereinkommen und Empfehlungen Kennt- 
nis genommen, die für Bergwerke gelten und Be- 
stimmungen über die Beschäftigungsbedingungen 
Jugendlicher enthalten, 

ist der Ansicht, daß hinsichtlich bestimmter Punkte 
ergänzende Normen wünschenswert sind, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die Beschäftigungsbedingungen Ju- 
gendlicher bei Untertagearbeiten in Bergwerken, 
eine Frage, die zum vierten Gegenstand ihrer Tages- 
ordnung gehört, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 23. Juni 1965, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die Beschäftigungsbedingungen Jugendlicher 
(Untertagearbeiten), 1965, bezeichnet wird. 

I. Begriffsbestimmung 

1. (1) Als „Bergwerk" im Sinne dieser Empfeh- 

lung gilt jeder öffentliche oder private Betrieb, der 
die Gewinnung von Bodenschätzen bezweckt und 
dabei Personen unter Tage beschäftigt. 

(2) Die Bestimmungen dieser Empfehlung über 
die Beschäftigung oder Arbeit unter Tage in Berg- 
werken schließen die Beschäftigung oder Arbeit un- 
ter Tage in Steinbrüchen ein. 


II. Durchführungsmethoden 

2. Diese Empfehlung kann durch die innerstaat- 
liche Gesetzgebung, durch Gesamtarbeitsverträge, 
Schiedssprüche oder gerichtliche Entscheidungen 
oder auf irgendeine andere, den innerstaatlichen 
Gepflogenheiten entsprechende Weise durchgeführt 
werden, die unter Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse jedes Landes geeignet erscheint. 


III. Gesundheitsschutz, Arbeitssicherheit und 
Wohlfahrt 

3. Die Ausbildungsprogramme für Jugendliche, 
die unter Tage in Bergwerken beschäftigt werden 
oder beschäftigt werden sollen, sollten eine prak- 
tische und theoretische Unterweisung über die Ge- 
fahren, denen die Gesundheit und Sicherheit der Ar- 
beitnehmer in Bergwerken ausgesetzt sind, über 
Hygiene und Erste Hilfe und über die zum Schutz 
der Gesundheit und Sicherheit zu treffenden Vor- 
sichtsmaßnahmen umfassen. Diese Unterweisung 
sollte von Personen erteilt werden, die auf diesen 
Gebieten sachkundig sind. 

4. Der Arbeitgeber sollte gehalten sein, einen Ju- 
gendlichen bei seiner Einstellung und bei seiner 
erstmaligen Heranziehung zu einer bestimmten Ar- 
beit unter Tage über die mit dieser Arbeit verbun- 
denen Unfallgefahren und Gefahren für die Gesund- 
heit, die Schutzmaßnahmen und Schutzausrüstung, 
die Sicherheitsvorschriften und die Maßnahmen für 
Erste Hilfe zu unterrichten. Diese Unterweisung 
sollte in angemessenen Zeitabständen wiederholt 
werden. 

5. (1) Sicherheitsbeauftragte, Sicherheitsdele- 
gierte, Ausschüsse für Arbeitssicherheit und Ge- 
sundheitsschutz sowie alle anderen betrieblichen 
Stellen, die sich mit Arbeitssicherheit und Gesund- 
heitsschutz befassen, sowie der staatliche Aufsichts- 
dienst sollten den Maßnahmen zum Schutz des 
Lebens und der Gesundheit Jugendlicher, die unter 
Tage in Bergwerken beschäftigt werden oder arbei- 
ten, besondere Beachtung schenken. 

(2) Diese Maßnahmen sollten unter anderem die 
Aufstellung eines praktischen Sicherheitsprogramms 
für jedes Bergwerk vorsehen, das folgendes umfas- 
sen sollte: 

a) Vorkehrungen zur Verhütung gefährlicher Ar- 
beitsumweltbedingungen und zur Verbesserung 
solcher Bedingungen; 

b) geeignete Mittel und Einrichtungen für die Aus- 
bildung, Aufsicht und Unfalluntersuchung und 
-Verhütung; 

c) die Bereitstellung von Schutzkleidung und -aus- 
rüstung, die nach der Art der Arbeit und der Ar- 
beitsbedingungen erforderlich erscheinen, sowie 
deren Auswechslung nach Maßgabe der nor- 
malen Abnützung, und zwar auf Kosten des Ar- 
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beitgebers, sow-ie die Verpflichtung der Jugend- 
lichen, die bereitgestellte Schutzkleidung und 
-ausrüstung zu verwenden; 

d) alle anderen Vorkehrungen, die der Sicherheit 
und dem Gesundheitsschutz der Jugendlichen 
dienen. 

6. Um die Gesundheit der Jugendlichen, die un- 
ter Tage in Bergwerken beschäftigt werden oder 
arbeiten, zu erhalten und ihre normale körperliche 
Entwicklung zu fördern, sollten Maßnahmen getrof- 
fen werden, die insbesondere bezwecken: 

a) die Förderung von Freizeitbetätigungen ein- 
schließlich der sportlichen Betätigung; 

b) die Bereitstellung von Umkleideräumen und 
Duschen, die den Gesundheitsvorschriften ent- 
sprechen, wobei die Umkleideräume und 
Duschen für Jugendliche unter achtzehn Jahren, 
wenn möglich, von jenen für Erwachsene ge- 
trennt sein sollten; 

c) wenn die Umstände dies erfordern, die Vorsorge 
für die Bereitstellung zusätzlicher Nahrungs- 
mittel und von Verpflegungseinrichtungen für 
Jugendliche, die es ihnen gestatten, eine ihrem 
Entwicklungsstadium entsprechende Ernährung 
zu erhalten. 

IV. Wöchentliche Ruhezeit und bezahlter Jahres- 
urlaub 

7. Jugendliche unter achtzehn Jahren, die unter 
Tage in Bergwerken beschäftigt werden oder arbei- | 
ten, sollten Anspruch auf eine ununterbrochene 
wöchentliche Ruhezeit von mindestens sechsunddrei- 
ßig Stunden innerhalb eines Zeitraums von sieben 
Tagen haben. 

8. Die wöchentliche Ruhezeit sollte schrittweise 
verlängert werden, wobei als Ziel eine wöchentliche 
Ruhezeit von mindestens achtundvierzig Stunden 
gelten sollte. 

9. Die wöchentliche Ruhezeit sollte den durch 
Herkommen oder Brauch des Landes oder der Ge- 
gend als Ruhetag bestimmten Tag der Woche ein- 
schließen. 

10. Jugendliche unter achtzehn Jahren, die unter 
Tage in Bergwerken beschäftigt werden oder arbei- 
ten, sollten während der wöchentlichen Ruhezeit zu 
keinerlei Arbeit herangezogen werden. 

11. (1) Personen unter achtzehn Jahren, die un- 
ter Tage in Bergwerken beschäftigt werden oder ar- 
beiten, sollten für je zwölf Monate Dienstleistung 
einen bezahlten Jahresurlaub von mindestens vier- 
undzwanzig Werktagen (vier Arbeitswochen ent- 
sprechend) erhalten. 


(2) öffentliche und übliche Feiertage sowie durch 
Krankheit verursachte Arbeitsunterbrechungen soll- 
ten nicht in den bezahlten Jahresurlaub eingerech- 
net werden. 

12. (1) Der Arbeitgeber sollte Aufzeichnungen 

führen, die den Aufsichtsbeamten zur Verfügung 
stehen und die für jede unter Tage beschäftigte 
oder arbeitende Person unter achtzehn Jahren fol- 
gende Angaben enthalten: 

a) das Geburtsdatum, soweit möglich ordnungsge- 
mäß bescheinigt; 

b) die wöchentlichen Ruhezeiten; 

c) den bezahlten Jahresurlaub. 

(2) Der Arbeitgeber sollte den Vertretern der 
Arbeitnehmer auf deren Ersuchen die in Unterab- 
satz (1) dieses Absatzes erwähnten Angaben zur 
Verfügung stellen. 


V. Ausbildung 

13. Im Einklang mit den in der Empfehlung be- 
treffend die berufliche Ausbildung, 1962, enthalte- 
nen Grundsätzen sollte die zuständige Stelle die 
erforderlichen Maßnahmen treffen, um sicherzustel- 
len, daß Jugendliche, die unter Tage in Bergwerken 
beschäftigt werden oder beschäftigt werden sollen, 

a) entweder durch Lehrlingsausbildung oder mittels 
anderer, den innerstaatlichen Verhältnissen ent- 
sprechender Ausbildungsformen eine syste- 
matische berufliche Ausbildung erhalten, so daß 
eine geeignete Vorbereitung auf die Art der Ar- 
beit, mit der sie beschäftigt werden sollen, 
sichergestellt ist; 

b) unter Berücksichtigung der innerstaatlichen Ver- 
hältnisse geeignete Gelegenheiten für eine wei- 
tere Fachausbildung haben, die es ihnen gestat- 
tet, ihre beruflichen Fähigkeiten ohne Schädi- 
gung ihrer Gesundheit und ihres Wohlbefindens 
zu entwickeln; 

c) geeignete Gelegenheiten zur theoretischen und 
praktischen Fortbildung über Tage haben, wo- 
durch ihre spätere Anpassung an technische Ver- 
änderungen im Bergbau und die Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit gesichert werden sollen. 


VI. Anhörung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

14. Die zuständige Stelle jedes Landes sollte die 
maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände anhören, bevor sie die allgemeine 
Politik in bezug auf die Durchführung dieser Emp- 
fehlung festlegt und Vorschriften zu deren Durch- 
führung erläßt. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zur Empfehlung 125 


Die Empfehlung 125 ergänzt das Übereinkommen 
123 und die Empfehlung 124 über das Mindestalter 
für die Beschäftigung in Bergwerken unter Tage, in- 
dem sie die Beschäftigungsbedingungen für Jugend- 
liche bei Untertagebeschäftigung in Bergwerken 
näher regelt. Im einzelnen enthält die Empfehlung 
Vorschriften über Ausbildung, wöchentliche Ruhe- 
zeit und bezahlten Jahresurlaub sowie Gesundheits- 
schutz, Arbeitssicherheit, und sonstige Fürsorge für 
Jugendliche, die mit Untertagearbeiten in Bergwer- 
ken beschäftigt werden. Ziel der Empfehlung ist es, 
die Nachwuchskräfte des Bergbaus mit den Um- 
weltsbedingungen der Arbeit unter Tage vertraut 
zu machen und sie unter Berücksichtigung ihres ju- 
gendlichen Alters und ihrer körperlichen Ertwick- 
lung auf ihre zukünftige Tätigkeit im Bergwerk un- 
ter Tage vorzubereiten. 

Zitier 1 der Empfehlung wiederholt den Wortlaut 
des Artikels 1 der Übereinkommen 123 und 124 und 
der Nummer 1 der Empfehlung 124. In ihr ist der 
Begriff „Bergwerk" bestimmt und der Geltungs- 
bereich der Empfehlung abgegrenzt. 

Die Zittern 3 bis 6 der Empfehlung behandeln den 
Gesundheitsschutz, die Arbeitssicherheit und die 
sonstige Fürsorge für Jugendliche, die unter Tage 
arbeiten. Sie enthalten im Hinblick auf die Tätig- 
keit unter Tage Bestimmungen über die Unterwei- 
sung von Jugendlichen über Gefahren, denen Ge- 
sundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer unter 
Tage ausgesetzt sind, über Schutzmaßnahmen, 
Sicherheitsausrüstung und Sicherheitsvorschriften 
sowie über Hygiene und Erste Hilfe. Dem Arbeit- 
geber soll die entsprechende Unterweisung Jugend- 
licher in angemessenen Zeitabständen zur Pflicht ge- 
macht werden. Die Sicherheitsbeauftragten sowie die 
staatlichen Aufsichtsbehörden werden aufgefordert, 
den Maßnahmen zum Schutze Jugendlicher beson- 
dere Aufmerksamkeit zu schenken; in diesem Zu- 
sammenhang werden allgemeine praktische Sicher- 
heitsprogramme angeregt. Um die normale körper- 
liche Entwicklung Jugendlicher zu fördern, die unter 
Tage arbeiten, sollen Maßnahmen getroffen werden 
zur Förderung der Freizeitbeschäftigung einschließ- 
lich der sportlichen Betätigung, der Bereitstellung 
von Umkleidekabinen und Duschen, getrennt für 
Jugendliche, und von Nahrungsmitteln und Ver- 
pflegungseinrichtungen. 

ln der Bundesrepublik tragen die bergbehördlichen 
Vorschriften und die Verfügungen der Landesberg- 
behörden diesen Erfordernissen zum großen Teil 
Rechnung. 

Mit Rücksicht auf die erschwerten Arbeitsbedingun- 
gen unter Tage und im Interesse einer ungestörten 


körperlichen Entwicklung der Jugendlichen sehen 
die Bestimmungen der Empfehlung über wöchent- 
liche Ruhezeit und bezahlten Jahresurlaub in den 
Ziffern 7 bis 12 insbesondere Normen über eine 
ununterbrochene wöchentliche Mindestruhezeit von 
36 Stunden mit dem Ziel einer schrittweisen Erhö- 
hung auf 48 Stunden und einen bezahlten Jahresur- 
laub von 24 Werktagen ohne Einbeziehung von 
Feier- und Krankentagen vor. 

Nach § 19 Abs. 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
vom 9. August 1960 (BGBl. I S. 665) steht Jugend- 
lichen die im Bergbau beschäftigt werden, ein Jah- 
resurlaub von mindestens 28 Werktagen zu. Die 
Vorschriften über die ununterbrochene wöchentliche 
Mindestruhezeit von 36 Stunden werden durch die 
tariflichen Vereinbarungen nur teilweise erfüllt. 

Ziffer 13 der Empfehlung regt an, Jugendlichen durch 
eine Lehrausbildung eine geeignete Vorbereitung 
für ihre zukünftige Tätigkeit unter Tage zu vermit- 
teln und ihnen Gelegenheit zur weiteren Fachausbil- 
dung zu geben. Außerdem soll es ihnen möglich 
sein, sich beruflich fortzubilden, um im Falle einer 
Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse eine 
andere berufliche Tätigkeit aufnehmen zu können. 
Auch diese Vorschriften werden im Bundesgebiet 
bereits in erheblichem Umfang erfüllt. 

Zitier 2 der Empfehlung stellt, es den Mitgliedstaa- 
ten frei, auf welche Weise sie ihr innerstaatliche 
Wirksamkeit geben wollen. Sie können dies im 
Wege der Gesetzgebung, durch Vereinbarungen 
zwischen den Sozialpartnern oder durch ein son- 
stiges, mit der staatlichen Gesetzgebung in Einklang 
stehendes Verfahren tun. 

Nach Ziffer 14 der Empfehlung sollten die maß- 
gebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
merverbände angehört werden, bevor Maßnahmen 
zur Durchführung dieser Empfehlung getroffen 
werden. 

Die bestehenden bundes- und landesrechtlichen Be- 
stimmungen stehen mit dem Inhalt der Empfehlung 
bereits weitgehend in Einklang. Soweit sie den Vor- 
schriften der Empfehlung nicht gerecht werden, 
werden der Bundes- und die Landesgesetzgeber bei 
Änderung dre bestehenden Vorschriften bemüht 
sein, im Rahmen der wirtschaftlichen Gegebenhei- 
ten und der tatsächlichen Verhältnisse das Ziel der 
Empfehlung soweit wie möglich zu berücksichtigen. 
Dies gilt insbesondere für die Anregung, die Anhö- 
rung der beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
mervereinigungen vorzusehen. 
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